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Dresden gehalten hat, gibt dem „Vorwärts“
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Die Klippe des Ausnahmezuſtandes
Eine Vertrauensfrage des Kabinetts Marr

Die eniſcheidende Woche
Berlin, 23. Februar.

Von unſerer Berliner Schriftleitung.)
Der Reichstag hat ſich bis zum Dienstag vertagt, um für

die entſcheidende Ausſprache der nächſten Woche Kräfte
zu ſammeln. Zuerſt war beabſichtigt, daß von ſeiten der Regie
rung nur ganz kurze Erklärungen erfolgen ſollten, nunmehr aber
wird der Reichskanzler Dr. Marx doch zu längeren Aus-
führungen das Wert ergreifen und vorausſichtlich dabei erneut
die Stellungnahme Regierung dahin präziſieren, daß ſie auf
die vorliegenden Einzelanträge nicht einzu
gehen vermag. Es wird dann wohl im Verlauf der Debatte
von regierungsfreuudlicher Seite ein Antrag auf Vertagung
dieſer Anträge geſtellt werden und das Kabinett wird ſeinerſeits
alle gefährlichen Neberraſchungen dadurch abzubiegen verſuchen,
daß es eine allgemeine Vertrauensfrageſtellt.
Wenn man auch den gegenwärtigen Stand der Verhandlungen
mit den Sozialdemokraten in Reg rungskreiſen nicht
allzu optimiſtiſch beurteilt, ſo glaubt man doch, daß die durch eine
vorzeitige Wahl beſonders gefährdete Partei vor die Eventualttät
einer unmittelbaren Reichstagsauflöſung geſtellt, ſich in letzter
Stunde zu einem Komprom iß bereit finden läßt, wenn man
zur eine Formulierung findet, daß ihrem Anſehen bei den
Hählermaſſen nicht allzu ſehr ſchadet. Die deutſchnativ-
le Partei erſtrebt dagegen die Auflöſung und wird

ihren Kräften ſteht, tun, um die von der Regierung
aber offenbar ſelbſt nicht recht gewünſchte Ent

dung herbeizuführen.

Die Auffſſung der Re ſierung
Berlin, 23. Februar.

Der Reichspreſſechef, Miniſterialdirektor Dr. Spiecker,
machte heute vor ausländiſchen Preſſevertretern eingehende Mit
tungen über die Auffaſſung der Regierung in bezug auf die
durch das Ermächtigungsgeſetz erlaſſenen erordnungen. Er
führte ungefähr folgendes aus: Die Regierung Marx, die nach
beler Mühe aus dem jetzigen Reichstag geboren wurde, hat auf
Erund des Ermächtigungegeſetzes eine Reihe von Verordnungen
in Schutze der Währung, zur Balanzierung des Reichshaus-
ha teetats erlaſſen. Der Erfolg ſpricht für die Regierung. Es iſt
gungen, die Wirtſchaft wieder in Gang zu bringen, die Zahl
r Arbeitsloſen zu verringern und die öffentliche Ruhe und
Lidnung wiederherzuſtellen. Zwiſchen den einzelnen Ländern
i ein Ausgleich herbeigeführt worden. Am 15. Februar konnte
die Regierung nach Ablauf des Ermächtigungsgeſetzes feſtſtellen,
daß ſie ſich ihres Werkes nicht zu ſchämen braucht. Trotzdem iſt
tie Regierung noch in einer prekären Lage. Sie iſt ſich bewußt,
daß nicht alles hieb und ſtichfeſt iſt, was auf dem Verordnungse-
wege erlaſſen worden iſt. Die Regierung ſcheut keine Kritik,
ſieht ſich jedoch auch nicht in der Lage, das Gebäude, das ſie auf-
gebaut hat, als Zankapfel unter den Parteien während der
Wahlen ausnutzen zu laſſen. Sie kann Abänderungen oder An
träge nicht annehmen, ſoweit ſie lebenswichtige Verordnungen be
rühren. Sie iſt aber bereit, in interfraktionelle Beſprechungen
hierüber mit den Parteien zu treten. Die Verordnungen ſtellen
eine Notbrücke dar, auf der keine großen Experimente gemacht
werden können. Die Regierung werde ſich nicht die Führung
aus der Hand nehmen laſſen, und der Reichspräſident iſt ge
gebenenfalls gewiß bereit, ſeine Ermächtigung zur Auflöſung des
Reichstages zu geben. Auf verſchiedene Fragen antwortete
Dr. Spiecker, daß die Regierung die ſozialpolitiſchen Verord
nungen des Reichsarbeitsminiſters und die Verordnungen in be
zug auf die Juſtizreform als lebenswichtig betrachte. Der mili-
täriſche Ausnahmezuſtand würde am 1. März wahrſcheinlich in
einen zivilen umgewandelt werden. Es ſei jedoch immerhin mög-
lich daß in einigen Ländern der militäriſche Ausnahmezuſtand
beſtehen bliebe, ſo z. B. in Bayern und auch in Sachſen, aus dem
wiederum bedenkliche Nachrichten gekommen ſeien.

Um den Kusnahmezuſtand
Berlin, 23. Februar.

Von unſerer Berliner Schriftleitung.)
Die Rede, die der Außenminiſter Dr. Streſemann in

in irre g
abendnachmittag- Ausgabe Anlaß zu ganz erheblichen Angriffen hege Streſemann, die ſo ſcharf im Ton ſind.
daß man ſich nicht vorſtellen kann, wie die Sozialiſten ſchließlich

dem vorgeſchlagenen Kompromiß einer Zurückhaltung ihrer
Anträge zuſtimmen ſollen. Die Aeußerung Streſemanns, daß
niemand an eine Aufhebung des Ausnahme-
zuſtandes in den gefährdeten Gebieten denke,
iſt garz beſonders dem ſozialiſtiſchen Blatt auf die Nerven ge
wen Was ſoll das heißen Son das heißen daß man den
Briefwechſel Seeckt- Ebert nachträglich zur Komödie degradieren

zu der man die Perſon des Reickepräſidenten mißbrau-ht
hat) Die Aufhebung des militäriſchen Ausnahmezuſtandes zum
l. Märg iſt gugeſagt. Die Zuſage gurückgtehen, heißt die
ßapitulation der Reichsautorität vor der deutſchnationalen Agi
iction vollgietzen, heißt innere Verwüſtungen und Erſchütterungen
künſtlich herbeiführen. Was hat Streſemann geſagt und was hathenen r „Zeit“ den Wortlaut der Rede Dr. Streſe

manns veröffentlicht und hier der Satz mit gleichen Worten ſteht,
wie er vom W. T. B. wiedergegben wird, ſo wird ihn Streſemann
wohl auch ſo geſagt und ſo gemeint haben.“ Die Frage des
„Vorwärts“ bleibt alſo rhetoriſch. Er wird ſich aber bei dem
Reichspräſidenten erkundigen können, daß dieſer ſich gar
nicht mißbraucht fühlt. wenn in der Tat in den gefährdeten Ge-
bieten der Ausnahmezuſtand aufrechterhalten wird. Das Kabi-
nett hat ſofort, als Seeckt ſeinen bekannten Brief an Ebert
richtete, offiziell erklärt, daß es beſondere Maßnahmen
ergreifen werde. Dieſe beſonderen Maßnahmen befinden ſich,
ſoviel wir wiſſen, im Reicheswehrminiſterium in Vorbereitung,
ſcheinen aber gerade in Sachſen doch als nicht genügend ange-
ſehen zu werden, die noch immer drohende Gefahr zu beſchwören.
Da auch Bayern bis auf weiteres den Ausnahmezuſtand auf-
rechterhält, ſo wird ihn Sachſen, das ſich in einer noch ſchwierige-
ren Lage befindet, nicht verwehren können, wenn auch der „Vor-
wärts“ noch ſo ſehr darum zetert. Jmmerhin iſt nicht zu ver
kennen, daß durch dieſe Bemerkung Streſemannz neuer
Zündſtoff hervorgebracht worden iſt, der möglicherweiſe zur
Exploſion führt, wobei man allerdings andererſeits auch mit der
Möglichkeit rechnen muß, daß auch die Auseinanderſetzungen über
den Ausnahmezuſtand neues Material für den Kuhhandel
geben werden.

Für den Rechtsblock
Berlin, 23. Februar.

Gon unſerer Berliner Schriftlettung.)
Die im Nationalverband deutſcher Berufsverbände ver-

einigten vater ländiſchen Arbeiter- und Ange
ſtelltenverbände haben in ihrer Geſamtvorſtandsſitzung
die Bildung einer beſonderen nationalen Arbeiterpartei abge
lehnt. Das Hineingehen der vaterländiſch geſinnten Arbeiter
und Angeſtellten in die beſtehenden vaterländiſch ge-
ſinnten Parteien und ihre gleichberechtigte Mitarbeit in
ihnen ſei der beſſere Weg. Beſondere Arbeiterbünde innerhalb
der Parteien werden als unzweckmäßig bezeichnet, da durch ihre
Exiſtenz eine Zerſplitterung in der vaterländiſch geſinnten
Arbeitnehmerſchaft entſtehe und das Zuſammenwachſen zu einer
großen einheitlichen vaterländiſchen Arbeitnehmerbewegung neben
den verſchiedenen Gewerkſchaftsrichtungen verhindere. Eine
ſolche ſei notwendig zum Zweck der einheitlichen Be-
wirtſchaftlichen Jntereſſenvertretung ſowie zur Beeinfluſſung der
vaterländiſchen Parteien im Arbeitnehmerintereſſe. Außerdem
wurde beſchloſſen, den vaterländiſchen Parteien alle Kräfte der
vaterländiſchen Arbeiter- und Angeſtelltenverbände im Reichs-
tagswahlkampf zur Verfügung zu ſtellen, nachdem die von dieſen
Verbänden in der Arbeitnehmerſchaft betriebenen vierjährigen
antimarxiſtiſch aufklärenden Vorarbeiten weite Kreiſe der Arbeit-
nehmerſchaft der Gewinnung durch die vaterländiſchen Parteien
zugängig gemacht häben, Ferner wurde beſchloſſen, die Forderung
der vereinigten vaterländiſchen Verbände Deutſchlands, daß alle
vaterländiſchen Parteien, die Landbünde und die vaterländiſchen
Verbände im Reichstagswahlkampf als gemeinſamer
Rechtsblock vorgehen ſollen, allerorts kräftig zu unterſtützen
und in den Rechtsblock mit einzutreten.

Ein Berliner Landgericht gegen die
dritte Steuernotverordnung

Berlin, 23. Februar.
(Eigener Drahtbericht.)

Jn einem Auſwertungsprozeß hat die Zivilkammer des Land
gerichts J zu Berlin den Beſchluß gefaßt, die dritte Steuernotver-
ordnung wegen der in ihr enthaltenen ſchematiſchen Beſchränkung
der Aufwertung rechtsunwirkſam und daher als ungültig zu er
klären. Nach dem „8-Uhr-Abendblatt“ wird der Beſchluß damit
begründet, daß die dritte Steuernotverordnung namentlich des
halb rechtsunwirkſam iſt, als ſie das durch die Reichsgerichtsent
ſcheidung vom 28. November 1923 anerkannte Recht auf ange
meſſene Aufwertung beſchränkt und weil ſie gegen Artikel 183
Abſatz 1 der Verfaſſung, der das Eigentum gewähr-
leiſtet, verſtößt.

Fran v. Oheimb verzichtet auf Wiederwahl
Magdeburg, 23. Februar.

Frau von Oheimb hat ſich, wie die „Magdeburgiſche
Zeitung“ erfährt, entſchloſſen, bei den bevorſtehenden Reichstags
wahlen nicht wieder zu kandidieren. Die Gründe dafür ſind
teils ſachlicher, teils perſönlicher Natur. Frau
von Oheimb wurde im Wahlkreis Magdeburg- Anhalt gewählt
und iſt eine der bekannteſten Abgeordneten der Deutſchen Volks
partei.

Bürgerliche Einheitsfront in
Braunſchweig

Braunſchweig, 28. Februar.
Die Wrgerlichen Wahlerfolge in Sachſen, Thüringen, Mecklenburg und Lübeck haben in Sra nſchweig das Verlangen ge

ſtärkt, eine große bür eriife Einheitsfront den
Sozialdemokraten und den Kommuniſten bei den nächſten Wahlen

kämpfung der Sozialdemokratie und zum Zweck der
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entgegenzuſtellen. Ob und in welchem Umfange die zu dieſem
Zwecke eingeleiteten Verhandlungen Erfolg haben, muß die Zu-
kunft ergeben. Es iſt nicht das erſte Mal, daß ſich in Braun
ſchweig die Bürgerlichen zu einer gemeinſamen Front gegenüber
den Sozialdemokraten zuſammenfanden. Unmittelbar nach der
Revolution wurde in Braunſchweig der Landeswahlver-
band gegründet, der alle bürgerlichen Parteien mit Ausnahme
der Demokraten umfaßte, ſich allerdings die relative Mehrheit
im Landtage nicht zu ſichern vermochte. Vor nahezu zwei Jahren
wurde der Landesverhand dem Kompromißgedanken geopſert,
als deſſen Trägerin die Deutſche Volkspartei einen Teil der
Regierungsführung übernahm. Die Deutſchnationalen, die ein
Kompromiß mit den Sozialiſten ablehnten, ſchieden aus dem
Landeswahlverband aus, womit dieſer bürgerliche Block ſeine
Durchſchlagskraft verloren hatte.

Der Landeswahlverband wurde aufgelöſt und die in ihm
für die Wahlen zuſammengeſchloſſenen Parteien bildeten im
Landtage eigene Fraktionen unter Pflege eines gutnachbarlichen
Verhältniſſes. Wenn der Landeswahlverband oder ein ähnlicher
bürgerlicher Block wieder geſchaffen werden ſollte, müßte aller-
dings die Deutſchnationale Volkspartei wieder-
gewonnen werden. Ein Zuſammengehen der Demokraten
mit den bürgerlichen Parteien iſt (wie die Dinge heute liegen)
ausgeſchloſſen, da die Demokraten als Mitträger der Kleinen
Regierungskoalition nicht geneigt ſein werden, ihre Wahlpropa-
ganda gegen die Sozialdemokraten zu richten.

Uebertritt zu den Kommuniſten
Berlin, 23. Februar.

Die ſozialdemokratiſche Reichstagsabgeordnete Frau Eichler-
Thüringen hat ſich der kommuniſtiſchen Fraktion an
geſchloſſen.

Das amtliche Wahlergebnis in Mecklenburg
Schwerin, 23. Februar.

Das amtliche Ergebnis der Wahlen zum mecklenburgiſchen
Landtag liegt jetzt vor. Es ſind insgeſamt 328 983 gültige
Stimmen abgegeben worden. Die Wahlbeteiligung betrug 81,6
Prozent. Abgegeben wurden für die

Deutſchnationlen 95 176,
Deutſchvölkiſchen 63 511,
Deutſche Volkspartei 23 962,
Demokraten 11 738,
Wirtſchaftsbund 5 122,
Landpartei 4553,
Republikaniſche Partei 2721,
Sozialdemokraten 74 924,
Unabhängige 2521,
Kommuniſten 44 765 Stimmen.

Mithin entfallen auf die Deutſchnationalen 19 Mandate,
die Deutſchvölkiſchen 12, die Deutſche Volkspartei 5, Demokraten
2. Wirtſchaftspartei 1, Sozialdemokraten 15, Kommuniſten 9
Mandate. Die Landpartei, die republikaniſche Partei und die
Unabhängigen, fallen aus.

Sozialdemokraten gegen Loslöſung
Hannovers

Osnabrück, 23. Februar.
Auf dem Bezirksiag der Sozialdemokratiſchen Partei für die

Bezirke Friesland, Aurich, Osnabrück wurde eine Entſchließung
gefaßt, in der es u. a. heißt: „Wir erwarten, daß alle „hannover-
ſchen Proletarier“ in Stadt und Land im Kampf um die welfiſche
Reaktion geſchloſſen der Parole der Sogzialdemokratiſchen Partei
folgen und die welfiſchen Loslöſungsbeſtrebungen
von Preußen zunichte machen.“

Knilling amtsmüde
München, 23. Februar.

Miniſterpräſident v. Knilling, der ſeit langer Zeit er
krankt iſt, weilt zurzeit in Partenkirchen. Er leidet an einer
ſtarken Bronchitis. Man ſpricht davon, daß er, ohne vor den
Wahlen ſein Amt niederzulegen, nicht mehr in
dieſes zurückkehren wird. Angeſichts der Angriffe, die in der
letzten Fraktionsſitzung der Bayeriſchen Volkspartei wegen der
Hamburger Vereinbarungen gegen Knilling erhoben worden ſind,
iſt eine weitere amtliche Aktivität des Miniſterpräſidenten nicht
anzunehmen.

Münchener vVorſichtsmaßregeln
München, 23. Februar.

Wie wir erfahren, ſollen in den nächſten Tagen ſeitens des
Staatskommiſſar in MünchenStadt Anordnungen zur Aufrecht-
erhaltung der Ordnung und Sicherheit während des
Hitler-Prozeſſes erfolgen. Für ein Gebiet um die
Kriegsſchule (dem Verhandlungsort des Hitler-Prozeſſes)
ſollen verboten werden Anſammlungen von mehr als drei Per
ſonen, das Waffentragen auch für Beſitzer von Waffen
ſcheinen, das Photographieren und Filmen, wenn nicht eing be
ſondere polizeiliche Erlaubnis erteilt iſt, und auch das Hauſteren
mit Gegenſtänden aller Art. Auf Grund einer Verfügung der
Polizeidirektion ſollen ferner alle politiſchen BVerſamm-
lungen im ZDirkus Krone, Löwenbräukeller, Arzberger- und
Auguſtiner-Keller während des Hitler-Prozeſſes verboten ſein.
Andere Veranſtaltungen ſind anzeigepflichtig.
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Hindenburg und Ludendorff
Berlin, 23. Februar.

Generalfeldmarſchall von Hindenburg bittet um Ver
öffentlichung folgenden Schreibens:

„Jn letzter Zeit ſind vielfach Aufforderungen an mich er
gangen, es zu verhindern, daß der unſelige Prozeß gegen
meinen treuen Kriegsgefährten, General Ludendorff, ſtatt
findet.

Jeder vaterlandsliebende Deutſche wird mit tiefem Schmerz
dem Prozeß entgegenſehen, und daher ſind die an mich gerichteten
Wünſche nur zu begreiflich. Aber bei ruhiger Ueberlegung muß
man ſich ſagen, daß in einem Staatsweſen ein Eingriff in
die Rechtspflege eine Unmöglichkeit iſt. Auch

glaube ich nicht, daß mein Gehife in großer und ſchwerer Zeit bei
feinem geraden Charakter den Gedanken gutheißen würde, ihm
eine Ausnahmeſtellung erwirken zu wollen. Halten wir
uns daher in dieſen trüben Tagen an den feſten Glauben, daß
eine rein ſachliche gerichtlich Klarlegung zeigen
wird, daß alle Handlungen meines leben Kameraden und Ge
hilfen lediglich auf glühende und ſelbſtloſe Vater
land sliebe zurückzuführen ſind, eine Annahme, die
ich in dem Beſtreben, beiden Teilen gerecht zu werden, auch ſeinen
augenblicklichen Gegnern nicht vorenthalten will.

v. Hindenburg.“
Die bayeriſchen Landtagswahlen in der

Ppfalz verboten
München, 23. Februar.

Nach hier aus der Pfalz eingetrofſenen Nachrichten haben die
Beſatzungsbehörden die Durchführung der Wahl am
b. April für den bayeriſchen Landtag verboten.
Das iſt eine neue Vergewaltigung der pfälziſchen Be
völkerung durch die franzöſiſchen Veſatzungsbehörden, die gegen
jedes Recht verſtößt; denn es handelt ſich hier um das Staats
bürgerrecht der Pfälzer, zum bayeriſchen Landtag ihre Vertreter
zu entſenden. Es wird alſo bei der Pfalz ſo gehalten werden
müſſen, daß die bisherigen Mandatsinhaber wieder in den neuen
Landtag zurückkehren,

Roßbach bleibt in Oeſterreich
Wien, 23. Februar.

Nach einer ieſigen Meldung hat Oberleutnant Roßbach die
Aufenthaltsbewilligung für das Land Salzburg erhalten gegen
die Verpflichtung keine gegen den Veſtand der Republik Oeſter
reich gerichtete Tätigkeit auszuüben.

Preußiſcher Landtag
Berlin, 23. Februar.

Der Preußiſche Landtag beſtimmte heute zunächſt die Zu
ſammenſetzung des parlamentariſchen Ueberwachungsausſchuſſes
zum Beamtenabbau. Darauf wurde die Ausſprache über die
Erwerbsloſenfrage, Aufhebung der Wohnungsbauabgabe ſowie
Förderung der privaten Bautätigkeit fortgeſetzt. Die Anträge
des Hauptausſchuſſes wurden angenommen, desgleichen der ſozial
demokratiſche Antrag über die Durchforſtungsarbeiten und der
Antrag der Deutſchnationalen zur Be hebung der Woh
nungsnot. Der Antrag der Deutſchnationalen auf Auf
hebung des Reichsmietengeſetzes wurde abge
lehnt. Die Vorlage, welche ab 1924 als Geſchäftsjahr der
Preußiſchen General-Lotteriedirektion das Kalenderjahr feſtſetzt,
gelangte in dritter Leſung zur Annahme. Der Entwurf einer
Bekanntmachung des Wortlauts des Geſetzes über die Errichtung
einer Zentralanſtalt zur Förderung des genoſſenſchaftlichen
Perſonalkredits wurde genehmigt. Auf die Beratung der An-
träge und Anfragen verſchiedener Parteien über die Aenderung
der Cerichtsverfaſſung, der Strafrechtspflege uſw. wurde von
den Antragſtellern verzichtet, da der Reichstag ſich von Dienstag
ab mit der gleichen Materie befaſſen wird.

Es entſpann ſich eine längere Debatte über die Anträge der
Deutſchnationalen Volkspartei und der Deutſchen
Volkspartei betreffend die Dampfkeſſelvereine.

Abg. Dall mer (Dnat.) begründet den Antrag der Deutſch
nationalen Fraktion, den Handelsminiſter aufzufordern, um
gehend die Erlaſſe zurückzuziehen, in denen er von den Dampf-
keſſelüberwachungsvereinen die Anſtellung von den Gewerk-

Schalifahr und Schalttag
Von Arnold Köllner.

Der Februar bringt uns diesmal einen Gaſt, der ſich nur
alle vier Jahre einmal einſtellt: den Schalttag. Wie durch
höheren Zwang erſcheint er auf einmal im Kalender, mißmutig
von allen betrachtet, denen der Lohn für die Arbeit eines Monats
dadurch einen Tag ſpäter winkt. Warum der Schalttag den
ſonſt ſo hübſch kurzen Februar verunziert, das glauben zwar die
meiſten Leute zu wiſſen; aber weshalb gerade der Februar hat
daran glauben müſſen, das wird doch ſo manchem nicht recht klar
ſein. Um nämlich hinter des Schalttages ureigenſtes Weſen zu
ommen, muß man bis ins graue Altertum zurückgehen. Man
weiß, daß bei den meiſten Völkern des Altertums in bezug auf
Kalender und Zeitrechnung eine nicht geringe Konfuſion herrſchte.
Das rührte einmal von den ungenauen aſtronomiſchen Kennt-
niſſen der Alten her; dann trug auch die Einteilung des Jabres
nach dem Mondumlauf ſehr zur Verwirrung bei. Jeder Schul
junge weiß ja, und die Alten haben das auch ſelbſt ſchon gewußt,
daß ſich zwölf Mondumläufe keineswegs mit dem Sonnenjahr in
Uebereinſtimmung bringen laſſen. So ſchalteten ſchon die alten
Jergeliten, deren Jahr 354 Tage lang war, alle zwei oder drei
Jahre nach beſtimmtem Turnus einen ganzen Schaltmonat ein;
denn ſonſt wäre ſchon nach kurzer Friſt die Uebereinſtimmung
des Kalenders mit dem Sonnenuümlauf, alſo auch mit den reli-
giöſen Feſten, die ſich nach der Jahreszeit richteten, unmöglich
geworden. Für die Berechnung der jüdiſchen Feiertage iſt dieſer
Kalender heute noch in Gebrauch. Canz konfus war die Zeit-
rechnung der Griechen. Auch im altrömiſchen Kalender herrſchte
eine beträchtliche Unordnung, bis der Weitblick Julius Caeſars

dem ein Ende machte. Da die tüchtigſten Aſtronomen der da-
maligen Zeit die Aegypter waren, die Alexandriniſche Schule
ar im ganzen römiſchen Reich berühmt ſo ließ Caeſar den
äghptiſchen Stronomen Soſigenes nach Rom kommen und beauf-
tragte ihn, einen Kalender zu ſchaffen, der ſich genau an den Um-
lauf der Sonne um die Erde das war bekanntlich damals die
herrſchende Annahme anſchloß. Jn dieſem Kalenderentwurf.
den CEgeſar durch den Senat zum Geſetz erheben ließ und im
ganzen römiſchen Reich einführte, dem nach ihm benannten
Julianiſchen Kalender, erhielten die Monate ihre heutige Länge;
da dabei alle vier Jahre noch ein Zeitüberſchuß von annähernd
24 Stunden blieb, ſo wurde zu deſſen Ausgleich in jedem vierten
Jahr hinter dem 23. Februar ein beſonderer Tag als Schal:tag
eingeſchoben. Der Schalttag war alſo urſprünglich nicht wie

te, der 29. Februar; die Julianiſche Einteilung hing mit den
teren römiſchen Kalenderformen zuſammen. Man hatte näm

lich ſchon früher die Ungleichheiten des Kalenders durch Ein
ſchalzungen ben mehr oder weniger großer Länge hinter dem

ſchaften genehmen Betriebskontrolleuren ſowie die Bildung von
Ausſchuſſen bei dieſen Vereinen verlangt.

Ein Regierungsvertreter erwidert, die getroffenen
Maßnahmen ſeien ſeit einiger Zeit Cegenſtand unzutreffender
ſcharfer Kritik. Die Ueberwachungsvereine hätten ſich im allge
meinen ſehr gut bewährt. Es müſſe aber eine größere Siche cung
der Rechtsſtellung der Jngenieure erfolgen. Der Wunſch der
Arbeitnehmer, hier zur Mitarbeit herangezogen zu werden, ſei
nicht unberechtigt. Von einem Vorſchlagsrecht der Ausſchüſſe ſei
keine Rede.

Bei der auf ſozialdemokratiſchen Antrag namentlichen Ab
ſtimmung über die beiden Anträge ſtellte ſich heraus, daß das
Haus beſchlußunfä rig Der Präſident ſchloß die Sitzung
und behielt ſich vor, den Termin für die nächſte Sitzung des
Landtags ſpäter bekanntzugeben.

Eiſerne Kreuze
Berlin, 23, Februar.

Das Reichswehrminiſterium, das die ſeit mehr als zwei
Jahren ausgeſetzten Reſtverleihungen des Eiſernen Kreuzes mit
größter Beſchleunigung durchführen wird, gibt bekannt, daß nur
noch Geſuche von Frontſoldaten behandelt werden,
die vor dem 1. Dezember 1919 zum Eiſernen Kreuz vorgeſchlagen
naren. Neue Geſuche, auch wenn ihnen Beſcheinigungen der
Feldvorgeſetzten über einen bereits im Felde erfolgten Vorſchlag
beilicgen, werden von den Militärdienſtſtellen und vom Reichs
wehrminiſteriym nicht mehr angenommen und ausnahmslos den
Geſichſtellern zurückgegeben. Verleihungen für Heimats-
drienſt erfolgen in keinem Fall mebr; ſie ſind längſt ab-
geſchloſſen. Berufungen gegen die Entſcheide der Militärbefehls-
haber oder des Reichswehrminiſteriums ſind in keiner Form zu-
läſſig und werden auf keinem Wege in Bearbeitung genommen.

Denkt an die Schwerkriegsbeſchädigten!
GBerlin, 23. Februar.

Der Reichstagsabgeordnete Otto Thiel, Mitglied des Aus
ſchuſſes für die Kriegsbeſchäd'gtenfürſorge, richtet an alle pri
vaten und behördlichen Arbeitgeber und an alle ver-
antwortungsfreudigen Volksgenoſſen einen offenen Brief, der
Schwerkriegsbeſchädigten zu gedenken, die durch
die gegenwärtige Wirtſchaftskriſe auf den Arbeitsmarkt geworfen
worden ſeien. Die ganze deutſche Oeffentlichkeit müſſe ſich für
dieſe ſchwergeprüften Volksgenoſſen einſetzen. Auch bei dem noch
ſo notwendigen Perſoncglabbau in privaten und behördlichen Be
trieben ſei auf die Kriegsopfer die gebührende
Rückſicht zu nehmen. Erſt wenn die Oeffentlichkeit es an
ſittlichem Bewußtſein gegenüber den verſtümmelten Helden des
Weltkrieges fehlen laſſe, müſſe die Geſetzgebung dem unwürdigen
Zuſtand, der jetzt in beſchämender Weiſe ſich überall dem Mit
fühlenden aufdränge, ein Ende machen.

Die Einwanderungsmögklichkeit nach Amerika
Hamburg, 23. Februar.

Nach einer Mitteilung des hieſigen Generalkonſulats der
Vereinigten Staaten von Amerika wird möglicherweiſe die Er
laubnis zur Einwanderung ſchon im April d. J. wieder
erteilt werden, und zwar für den Fall, daß ſich die Quote für
das kommende echnungsjahr erköhen würde. Allerdings dürfte
eine Erhöhung der an ſich niedrigen Quote nur erfolgen, wenn
zu den zugelaſſenen Einwanderern, die direkten Angehörigen
hinzukämen, welche innerhalb der Quote mitgezählt werden. Das
ſteht aber noch nicht feſt.

Church ill für Völkerverſöhnung
London, 23. Februar.

Auf einem engliſch- amerikaniſchen Feſteſſen hielt Chur-
chi l l geſtern abend eine Rede, in der er auf die Notwendigkeit
hinwies, Europa auf der Grundlage eines herzlichen Ein-
vernebhmens und der Zuſammenarbeit zwiſchen Eng
land, Frankreich und Deutſchland wiederaufzubauen.
Die ſchweren Jahre, die alle europäiſchen Völker durchgemacht
hätten, baben nach Churchills Anſicht den Staatsmännern und
der breiten Maſſe der Bevölkerung in allen Ländern zum Be-
wußtſein gebracht, daß Europa nur dann vor weiteren Kata
ſtrophen und Entbehrungen bewahrt werden kann, wenn in der
europäiſchen Völkerfamilie Einigkeit und Harmonie
hergeſtellt ſind.

Knnahme der FSinanzvorlagen Poinearés
Paris, 23. Februar.

Nach zehnſtündiger Nachtſitzung hat die Kammer, wie kurz
gemeldet, heute früh mit 355 gegen 218 Stimmen ſämtliche

23. Februar ausgeglichen. Erſt um die Mitte des 19. Jahr-
hunderts ging man von der uralten Uebung ab und ſtellte den
Schalttag auch kalendariſch an den Schluß des Februarmonats,
um den doppelten 24. Februar aus dem Kalender zu beſeitigen.
Die Ziffer 29 im Februar iſt alſo ganz jungen Datums; in
vielen Kalendern findet man im Schaltjahr heute noch den 24.
als Schalttag verzeichnet; das rührt daher, daß der kirchliche
Kalender für den urſprünglich nach dem 28. eingeſchalteten Tag
keinen Heiligennamen aufwies.

Hatte der Julianiſche Kalender das wahre Sonnenjahr zu
3652 Tagen angenommen, ſo hatte er unberückſichtigt gelaſſen,
daß das Sonnenjahr noch um Tag kleiner iſt als 8652 Tage,
daß alſo trotz dem alle vier Jahre eingelegten Schalttag im Lauf
von 129 Jahren die Diſferenz zwiſchen der aſtronomiſchen Rech-
nung und dem bürgerlichen Kalender einen vollen Tag betragen
mußte. Das wahre Sonnenjahr umfaßt eben, ganz genau be
rechnet 365 Tage, 6 Stunden, 48 Minuten und 46 Sekunden,
während, wie geſagt, der Julianiſche Kalender mit rund 365
Tagen, das ſind 365 Tage und 6 Stunden, rechnet. Tatſächlich
hatten auch ſchon zur Zeit des berühmten Konzils von Nicaea im
Jahre 825 die Aſtronomen beobachtet, daß die Frühlings-Tag-
und Nachtgleiche nicht mehr, wie einſtmals, auf den 24., ſondern
ſchon auf den 21. Februar fiel. Nun begannen die verſchiedenſten
Verſuche, einen neuen Kalender aufzuſtellen, und Pap Sirtus IV.
beauftragte den unter dem Namen Regiomonatanus berühmt
gewordenen Johannes Müller mit der Kalenderverbeſſerung. Er
kam aber nicht dazu, da er frühzeitig und unerwartet ſtarb. Erſt
ein Jahrhundert ſpäter ſetzte Papſt Gregor XIII. wieder eine
gelehrte Kommiſſion ein, die ſich der Verbeſſerung des Julia-
niſchen Kalenders widmen ſollte. Denn zwiſchen dem Kalender
und den durch den Umlauf der Erde um die Sonne bedingten
Jahreszeiten beſtand ſeit dem Konzil von Nicaeg nun ſchon ein
Unterſchied von zehn Tagen; zehnmal waren eben ſeither ſchon
129 Jahre verflöſſen. Der Gregorianiſche Kalender, der nach
Papſt Gregor XIII. benannt, in Wirklichkeit aber vor Luigi Lilic
entworfen iſt, wurde auf Grund eines vom Tridentiniſchen Kon
zil gefaßten Beſchluſſes im Jahre 1582 eingeführt, wobei die
Tage zwiſchen dem 4. und 15. Oktober 1582 ausfielen. Dieſe
hiſtoriſche Kurioſität war nicht zu umgeken, weil man die Früh-
lingsNachgleiche der Berechnung des Oſterfeſtes wegen wieder
auf den 21. März bringen wollte. Jm Kalender ſtand ſie auch
vorher immer ſchon unter dieſem Datum, ohne aber in Wirklich-
keit auf den Tag zu fallen.

Das Weſen des Gregorianiſchen Kalenders beſteht darin, daß
er den alle 129 Jahre aufgelauſenen überſchüſſigen Tag aus dem
Kalender ausmerzt. Das geſchieht dadurch, daß von den Säkular-
jahren nur die durch 400 teilbaren Schaltjahre ſind, während die
übrigen als Gemeinjahre zu 365 Tagen gerechnet werden. So
waren alſo die Jahre 1700, 1800 und 1900 keine Schaltjahre;
erſt das nächſte Säkularjajhr, 2000, wird ein Schaltjahr ſein.

Finangzprojerte der Regierung angenommen. Die Sozialiſten
Raditatjogigliſten und Kommuniſten ſowie einige Vertreter der
äußerſten Rechten haben dagegen geſtimmt. Leon Blum n
bei dieſer Gelegenheit eine langere Rede gehalten, in der er
einmal ausführlich den Standpunkt ſeiner Partei darlegte. E
behauptete daß die Finanzmaßnahmen der Regierung keinerlei
Wirkung verſprächen und die Verbraucher nur mit neuen

ſchweren Abgaben belaſten würden. „Die Finanzprojekte,
ſagte er, „ſind die Strafe für die Ruhrpolitit.Politik verhindert jede Regelung der Reparationsfrage, G.eich
zeitig beweiſen die Geſetze den Fehlſchlag dieſer Politit.“ Le
hafter Lärm, Ausrufe auf der äußerſten Rechten und im
Zentrum.) Poincaré ergriff nun das Wort und richtete an
die Abgeordneten einen letzten Appell: „Jch gebe zu, daWährungskriſe ſowohl wirtſchaftliche als auch politiſche üehe
zugrunde liegen. Es ſind aber nicht diejenigen, auf die Leon
Blum verweiſt. Wenn die Regierung der Kammer die große An
ſtrengung, die ſie ſoeben vollbracht hat, zumuten mußte, ſo kommt
es daher, daß Frankreich ſeit vier Jahren Vorſchüſfſe
Rechnung Deutſchlands leiſtet. Wenn die laufenden
Sachverſtändigenarbeiten ein glückliches Ergebnis zeitigen, ſo iſt
auch eine Aeußerung zu bedenken, die einer der ausländiſchen
r e einem ſeiner franzöſiſchen Kollegen gegenüber
vor einigen Tagen fallen ließ. Er ſagte: „Wir hätten es nicht
ſe weit gebracht, wenn Sie ſich nicht in der Ruhr aufhielten
Tatfächlich dürfen wir die Konzeſſionen, die wir von Seiten
Deutſchlands erlangen können, dem Umſtande zuſchreiben daß
wir ſeine reichſten Gebietsteile beſetzt halten

Im Verlaufe der Sitzung hatte ſich beſonders um die Frage
der Eiſenbahntarife eine lebhafte Debatte entſponnen. Das
Amendement Herriots, das auf die Beibehaltung der Tarife auf
ihrer bisherigen Höhe abzielte, wurde mit 338 gegen 209
Stimmen abgelehnt. Poincaré hatte die Vertrauens.
frage geſtellt.

Stützungsaktion für die tſchechiſche
Krone

S Prag, 23. Februar.er „Cesko Slovo“ meldet, daß das ſtaatliche Bankaletzter Zeit 80 Millionen tſchechiſche Kronen her
wandt habe, um den Kurs der tſchechiſchen Krone zu halten
die auf dem internationalen Markte fallende Tenden;
zeigt. Die Stützungsaktion war notwendig geworden, weil die
Diskuſſion über die tſchechoſlowakiſchen Befreiungsſchulden ein
ſehr ernſtes Kapitel der tſchechiſchen Finanzlage dargelegt hatte,

Blutige Revolte in Jndien
London, 23. Februar.

Bei einem Kampf zwiſchen religiöſen Fanatikern
und Truppen in dem indiſcken Fürſtentum Rabha wurden
14 Mann getötet und 10 ſchwer verletzt.

Aus aller Welt
Eisnot

Kiel, 23. Februar.
Die Marineſtation der Oſtſee teilt mit: Durch die Donners

tag und Freitag in der mittleren Oſtſee herrſchenden ſtürmiſchen
Weſt- und Nordweſtwinde iſt die Lage der im Eis eingeſchloſſenen
Dampfer gefährdet worden da ſie teilweiſe mit dem aufge
brochenen Eiſe, ohne ſich herausarbeiten zu können, ins Trei
ben gekommen ſind. Ernſte Notſignale auf drahtloſem
ſind eingelaufen. Die „Braunſchweig“, die mit nur noch zwanzig
Tonnen Kohle in Swinemünde mit dem Dampfer „Pallas“ im
Kielwaſſer am Donnerstag eingelaufen iſt, wird ſofort nach be
ſchleunigter Kohlenübernahme auslaufen, um den bedrängten
Schiffen Hilfe zu bringen.
das Linienſchiff wieder bei Bornkolm ſtehen, um ſich von dort
aus na-h Weſten vorzuarbeiten. Für die Hilfeleiſtung kommen
nur ſtarke Eisbrecher oder Linienſchiffe in Frage, von denen aber
leider zurzeit nur ein einziges, die „Braunſchweig“, fahrbereit iſt.

Beiynahe vergiftet
Wien, 23. Februar.

Der bekannte Filmſchauſpieler Max Linder
wurde heute mit ſeiner Frau in ſeiner Wohnung mit Anzeichen
einer Veronalvergiftung auſgefunden. Beide wurden in
ein Sanatorium gebracht, wo ſich ihr Zuſtand bald beſſerte. Es
ſtellte ſich heraus, daß das Ehepaar Linder wegen Schlafloſigkeit

Veronal einnaghm und offenbar in der verfloſſenen Nacht eine
zu große Doſis genommen hat,

Mathematiſch völlig einwandfrei iſt jedoch auch der Gregori
aniſche Kalender nicht. Noch immer iſt das tropiſche Sonnenjahr
um einen winzigen Betrag kleiner als das heutige Kalender-
jahr; aber erſt im Jahre 4782 wird der kleine Ueberſchuß zu
einem ganzen Tag angewachſen ſein, und unſere Nachkommen
mögen ſich in 234 Jahrtauſenden den Kopf zerbrechen, was ſie
mit dieſem Tag anſtellen. Unſere Generation hat näher liegende
Sorgen. Vielleicht kommt es aber vorher zu einer anderen
Kalenderreform, durch die mehr Syſtem in unſere Zeitrechnung
gebracht wird. An brauchbaren Vorſchlägen dafür fehlt es nicht;
die beſten unter dieſen Vorſchlägen wollen den Kalender ſo um
geſtalten, daß alle Wochentage immer wieder auf dasſelbe Dytum
fallen. Aber irgend welche Ausſicht auf Einführung haben alle
dieſe Vorſchläge nicht. Man muß leider die betrübende Tatſache
feſtſtellen, daß unſer Zeitalter ſolchen allgemein kulturellen Ver
beſſerungen wenig Teilnahme entgegenbringt; der widerſtreiten
den Intereſſen ſind eben zu viele, als daß es gelänge, alle Völker
und alle Konfeſſionen unter einen Hut zu bringen. Die Welt
kann ſich ja nicht einmal über die ſo dringend notwendige Feſt
legung des Oſtertermins einigen. Kirchliche, ſtaatliche und ge
ſchäftliche Gegenſätze laſſen alle ſolche Beſtrebungen noch auf un
abſebbare Zeiten als Utopie erſcheinen. Die Welt hat ſich ſeit
der Einführung des Gregorianiſchen Kalenders in dieſer Hinſicht
nicht geändert; wollten doch die proteſtantiſchen Völker und
Volksteile lange Zeit, zum Teil Jahrhunderte hindurch von dem
Gregoriſchen Kalender nichts wiſfen, weil ſie in ihm eine katho
liſche Einrichtung ſähen! So nahmen die evangeliſchen Ständo
Deutſchlands den verbeſſerten Kalender nach langem Wider
ſtreben erſt im Jahre 1700 an und das gleiche taten Dänemarl,
die Niederlande und ein Jahr ſpäter die evangeliſchen Kantone
der Schweiz. England folgte gar erſt 1752 und Schweden 1768.
Die ſlaviſchen Nationen griechiſch-katboliſcher Konfeſſion haben
den Gregorianiſchen Kalender, praktiſch genommen, heute noch
nicht; denn obwohl Bulgarien und Rußland neuerdings offiziell
die Gregorianiſche Zeitrechnung eingeführt haben, kümmert ſich
die breite Maſſe nicht darum und rechnet weiter im alten Stil
weil nach dieſem nach wie vor die Feiertage beſtimmt werden.
Wie ſchwer es iſt, ſolche dem Volk in Fleiſch und Blut über
gegangene Gewohnheiten zu beſeitigen, das mag man aus einen
Beiſpiel erſehen, das ſich zu Beginn des vorigen Jahrhunderts
in der Schweiz ereignete. Dort hatte ſich in einzelnen Eegenden
trotz allem Drängen der Behörden der Julianiſche Kalender er
halten. Schließlich mußte im vahre 1811 die Schweizer
meinde Süs durch das Aufgebot ſtaatlicher Machtmittel zur in
führung des Gregorianiſchen Kalenders gezwungen werden,
dem die Regierung eine Abteilung Militär hinſchickte, die die
widerſpenſtigen Ortsgewaltigen kurzerhand feſtnahmen, die alten
Kalender beſchlagnahmte und der Bevölkerung dafür neue ab
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Halle uns Amgebung
Halle, 24. Februar.

Viererlei Herzensacker
Sonntag Sexageſimae, Lucas 8.

Die mitteldeutſche Heimatwoche, eingeleitet durch die ſeter
Verſammlung im Dom und ausklingend in Bachs herrlicher

tthäus Paſſion hat unſere akademiſche Jugend und weite
u werktätiger und opferfreudiger Hingabe an das ge-hart bedrängte und tief darniederliegende Vaterland ge-

erüſtet. Es viel edler Same ausgeſtreut
vorden, und wir d fen hoffen, daß er auf bereiten und empfäng-
ſchen Boden gefallen iſt.

Nit dieſen Gedanken ſteht unſer Sonntagsevangelium in
ſchönem Einklang. Es redet jja auch von dem Säemann, von dem
Zamen und von der ſo ſehr verſchiedenen Aufnahme desſe. ben
x nach der Beſchaffenheit des Ackers. Unſer Gleichnis gewährt
en beſonderen Vorzug, daß es der Heiland ſelbſt im engeren
gängerkreiſe gedeutet hat. Von dem Säemann hat er weiter
nicht geſprochen, es iſt im letzten Grunde er ſelbſt, und, ſeii er
nicht mehr auf Erden weilt, ſeine Diener in Kirche, Schule,
Familie, Staat und jeder Lebensordnung. Der Same iſt das

nt und au

Vort Gottes, wie es der Herr verkündet, wie es geiſterfüllte
Ränner niedergeſchrieben und uns in der heiligen Schrift hinter
iaſen haben, wie er es aber heute noch durch ſeinen heiligen
Geiſt in das Menſchenherz und Gewiſſen hineinlegt.

Achten wir ganz beſonders auf den Herzensacker, der das
zitlihe Samenkorn in ſich aufnehmen ſolll Dabei wird ſich

vohl von ſelbſt die Frage aufdrängen: Welchem Acker gleicht dein
Herz? Etliches fiel auf den Weg und die Vögel kamen und
raßen es auf. Wie, kann ein Menſchenherz wirklich dem teſt
getretenen Wege gleichen und für das göttliche Samenkorn ganz
mempfänglich ſein? Von Natur iſt gewiß kein Herz ſo ver
härtet, iſt der Menſch doch nach dem Bilde Gottes geſchaffen und
ſelbſt nach dein Sündenfall iſt das Göttliche im Menſchen nicht
völig verloren. Aber wie viel kann an einer Menſchenſeele ge-
ſündigt werden, wenn ein Kind z. B. ohne Elternhaus, hiechinund dahin herumgeſtoßen, aufwächtt, nichts hört als rohe unſitt-

lihe Worte, nichts ſieht als Gemeinheit, von keinem Hauch der
gebe berührt wird, an keinem Mutterherzen ruhen darf. Da
muß die arme Seele ja verwildern. Der Heiland hat ein furcht
hares Wehe gerufen über den, der eine Kindesſeele ärgert, d. h.

dirbt.4 Etliches fiel auf den Fels, und weil es nicht Wurzel hatte,
perdorrte es. Es ſind die oberflächlichen Seelen, die keine Tiefe
heben, bei denen alſo auch das Wort an der Oberfläche haften
tleiht. Sie können wohl kei beſonderen Gelegenheiten, z. B. an
den Gräbern ihrer Lieben oder wenn die Not des Lebens über
iſt Haupt geht, oder Verfolgung naht, augenblicklich tief ben egt
verden; aber, ſo bald wieder ruhige Zeiten kommen, regt ſich die
Selbſtſucht des natürlichen Menſchen und von gu iſt keine
Rede. Etliches fiel unter die Dornen und ſie erſtickten es. Das
ind die leider nur allzu zahlreichen Herzen, welche mit
Sorgen, ſeien es Sorgen des Reichtums oder Sorgen der Armut,
mit der Luſt und Wolluſt des Lebens einen heißen und langen
dampf zu kämpfen haben und in dieſem Kampf, ach ſo oft, unter
jegen. Wenn irgendeine Zeit, ſo legt uns die unſere die Sorge
beſonders ſchwer und unſer inneres Leben ſchädigend auf das
derz. Wiſſen wir denn, was der morgende Tag bringen wird
kehen wir denn Licht in dieſer Dunkelheit unſeres ſtaatlichen
Lebens? Darum ernſter Kampf gegen die Dornen!

Etliches fiel auf ein gutes Land und trug hundertfältige
Frucht. Jeder Landmann weiß ſehr genau, daß es einer langen
ind ſorgfältigen Kulturarbeit bedarf, um ſein Land ertragfäbig,
im es xeich ertragfähig zu machen. t
derzensacker. Wieviel kann eine gute Erziehung, eine ſorg
ſältige Unterweiſung, gewiſſenhafte Selbſtarbeit an der eigenen
Zeele, wieviel die göttliche Leitung in uns ſchaffen!

Glücklicherweiſe ſagen die anderen Evangelien ergänzend,
aß nicht überall 100 fältige Frucht erwachſen muß; es kann auch

und 60fältige ſein, je nach dem Maß der Kraft und der Treue.
Baz iſt dieſe Frucht? Es ſind Werke in Gott getan, gewiſſen
hafte Pflichterfüllung, ein reiches Liebesleben, Ernſt der
deiligung, von Wandel im Licht entgegen der ewigen Heimat.

Konſiſtorialrat Gutschmidt.

Vermögensſtener und Hausbeſitz
Von Profeſſor Dr. iur. Hein.

Am 29. Februar wird die erſte Hälfte der Vermögens
teuer fällig. Da die Steuererklärungen bis dahin nicht
ibgegeben werden können, ſo muß einſtweilen das Dreifache des
weiten Teilbetrages der Brotabgabe gezahlt werden. Der Pflich

kann aber beantragen, daß er ſein Vermögen ſelbſt ſchätzen
und die Hälfte der danach zu entrichtenden Steuer zahlt, wenn
dieſe Hälfte weſentlich hinter jenem Dreifachen zurückbleibt.
dies wird nach Anſicht des Finanzminiſters ſelten der Fall ſein.

Hierzu iſt aber zu bemerken, daß für eine große Zahl von
Fflichtigen die Differenz erheblich ſein dürfte, ſofern nämlich zu
dem Vermögen ein Hausgrundſtück gehört. An ſich ſollen Häuſer
mit dem Wehrbeitrogswert eingeſetzt werden. Der Miniſter
vird aber gerade für Häuſer die ihm nach 4 3, Ziffer 7 ver
weiten Steuernotverordnung erteilte Ermächtigung benutzen
und Abſchläge vom Wehrbeitragswert feſtſetzen. Daß dieſe Ab

bei Häuſern erheblich ſein müſſen, unterliegt keinem
dweifel. Höchſtens 25 Proz. des Wehrbeitragswertes können für
den 31. Dezember 1923 als Goldwert der Häuſer im Durchſchnitt
geſehen werden. Wollte man an dem Wehrbeitragswert voll
der auch nur zur Hälfte feſthalten, ſo wird die Laſt ür die
meiſten Hausbeſitzer untraghar. Man nehme ein Großſtadthaus
on 109 000 Mark Wehrbeitragswert. Für dieſes Haus müßten
ch 5 der Verordnung 500 Goldmar? Steuer K3ahit werden!
Selbſt wenn man von dem wirklichen heutigen Wert von 25 0(0
Bark ausgeht, beträgt die Steuer noch 75 Goldmark. die manche
huusbeſitzer nicht auszahlen können, da das Haus keine Ueper-
hüſſe bringt und eine Umlegung dieſer Vermögensſteuer auf
die Mieter nicht möglich iſt. Nun braucht freilich der Hausbe-
ter in der Regel einſtweilen gar nichts zu zahlen, da der
bausbeſitz als ſoſcher für die Zwangesanleihe und die darauf
uhende Brotabgabe ſo gut wie gar nicht in Frage kam. ſo daß
ſo die dreifache Brotakgabe ihn nicht trifft. Dieſer Aufſchub
ſt aber nur vorläufig, da die Zahlungspflicht bei der in
wenigen Wochen erforderlichen Deklaration fällig wird. Hatber Hausbeſitzer noch einiges Aktienvermögen, ſo ſind genug

le denkbar, in denen er ſchon am 29. Februar zahlen muß.
r Zablungsumfang iſt aber ganz verſchieden, je nachdem das
deus mit dem Wehrbeitrags- oder richtigen Wert eingeſetzt wirv.

zur wenn man weiß, wie hoch das Haus endgültig zu bewerten
t. kann man dem Hauseigentümer ſagen, ob er das Dreifache
r Protakgabe oder zunächſt die halbe, auf das ſelbſtgeſchätzte
ermögen entfallende Steuer zaßlen ſoll.

Damit hier nicht ganz im Dunkeln getappt zu werden
acht. könnte der Finanzminiſter eine vorläufige Richtlinie

nitteilen, nach der einſtweilen für die Steuerteilzablung das ge
wnlicke Wobnfaus geſchäkt werden darf. Hierdurch würden
ithlloſe Rückfragen bei den Finangämtern erſpart werden.

n Sonſervativer Verein für Halle und den Saalkreis. Am
t M. fand im Ev. Vereinshaus“ eine Verſammlung des

ſerdatiden Vereins ſtatt, in der Diviſionspfarrer a. D. He in
tf einen mit großem Beifall aufgenemmenen Vortrag über

Nicht anders mit dem

einen Karobiner geliehen.

das Thema hielt? „Reichsarbeitedienſt ein Mittel zum Wieder
aufſtieg des deutſchen Volkes“. An der Ausſprache beteiligten
ſich die Herren Bergrat Schrader, Pfarrer Riedel, Studtenrat
Dr. Bierbach und Heine. Sodann ſprach der Vorſitzende Herr
Amtsgerichtsrat Hering über „Die volitiſche Lage“. Die Schuld
an der vorzeitigen Aufgabe des Ausnahmezuſtandes treffe in
erſter Linie die Männer, die nicht die Kraft und den Mut auf-
gebracht bätten, die ihnen in die Hand gegebenen Machtmittel
ſo lange auszunutzen, bis eine Geſundung der inneren und
äußeren Verhältniſſe Deutſchlands tatſächlich eingetreten war.
Erſfreulich ſei der Ausgang der Wahlen in Thüringen und in
Mecklenburg, die ein ſtarkes Anwachſen der Rechtsparteien zeigen.
Die Brücke zwiſchen der Deutſchnationalen Partei und den völ-
kiſchen Kreiſen kann der konſervative Gedanke bilden der aller
dings den Staat auf den bekannten Fundamenten aufbaut und
für Exaltationen national-bolſchewiſtiſcher Art keinen Platz
bietet. Jn der Diskuſſion unterſtrich Herr Prof. Dr. Lang-
heineken noch dieſe Ausführungen und gab der Erwartung Aus-
druck. daß die zum Teil auf perſönlichem Gebiet liegenden Diffe-
renzen zwiſchen den Rechtsparteien verſchwinden unter Vereini-
ung aller derer, die den deutſchen Nationalſtaat auf neuen Fun-
amenten errichten wollen. Die nächſte Verſammlung findet am

Freitag, den 28. März, abends 8 Uhr im „Ev. Vereinshaus“
ſtatt. Um Zahlung der noch rückſtändigen Beiträge wird gebeten.

Heute Pfalztag in Halle

Gedenket der pfälziſchen Vo.ksgenoſſen und gebt!

Neue deutſche Wohlfahrtsbriefmarken. Am 25. Februar
beginnt die Reichspoſtverwaltung bei ſämtlichen deutſchen Poſt
anſtalten mit dem Verkauf von neuen Wohlfahrtsbriefmarken die
zugunſten der deutſchen Nothilfe ausgegeben werden. Die negen
Marken ſind in den Werten von 5, 10, 20 und 50 Pfennig her
geſtellt und werden zum Vierfachen des Nennwertes verkauft.
Es iſt eine einmalige Auflage von je 5 Millionen Stück in den
Farben Grün, Rot, Blau und Braun angefertigt worden. Die
Zuſchläge werden ohne Abzug an die Reichsgeſchäftsſtelle der
Deutſchen Nothilfe, von der die Anregung zur Ausgabe der
Marken ausgegangen iſt, abgeführt. Der Ertrag iſt für Volks
ſreiſungen und andere Wohlfahrtszwecke in den von der Not be
ſonders betroffenen Landesteilen beſtimmt. Als Vorbild für die
Briefmarken ſind vier der berühmten Wandgemälde von Moritz
von Schwind in der Eliſabethgalerie auf der Wartburg gewählt
worden. Sie geben eine Darſtellung von „Werken der Barm
herzigkeit“ als Sinnbald des Wirkens der Deutſchen Noth'lfe:
die Hungrigen ſpeiſen, die Durſtigen tränken, die Nackten kleiden,
die Kranken pflegen.

Die Arbeitsgemeinſchaft für kirchlichen Aufbau veran
ſtaltet am Dienstag, den 26. Februar, 8 Uhr abends im Stadt
gymnaſium einen Vortragsabend. Herr Konſiſtorialrat
Gutſchmidt wird ſprechen über Kirche und Elternhaus in ihrer
Zuſammenarbeit für den Konfirmandenunterricht. Die evan-
geliſchen Eltern und Mitglieder der kirchlichen Körperſchaften
ſind beſonders dringend eingeladen.

u ben Gertichtsſcälen
Wilderers Strafe

Guhege beinahe 5 Jahren fand geſtern eine Wilddieberei ihre
ühne.

Die Wettiner, Lettiner und Gimritzer Jagdfluren wurden
viel von Wilddieben heimgeſucht. Deshalb verabredeten 2 Guts-
beſitzer, welche Jagdpächter waren, ein Jnſpektor der Bolzeſchen
Guter und zwei Gendarmen, eine gemeinſame Streife zu unter
nehmen. Am 18. Mai 1919 morgens um 4 Uhr trafen ſich die
fünf Schützen. Es dauerte auch garnicht lange, da fielen zwei
S e

Zuerſt glaubten die Verfolger, die ſich getrennt hatten, um
evtl. Wilddiebe ſicherer ſtellen zu können, die Schüſſe wären von
einem von ihnen abgegeben worden. Da dies jedoch nicht der
Fall war, nahmen ſie die Verfolgung auf und ſahen denn auch
2 Perſonen im Rapsfelde treiben. Aber auch die Wilddiebe
hatten bemerkt, daß ſie geſehen wurden und gaben Ferſengeld.
Bei der nun aufgenommenen Verfolgung kam es zu einer
Schießerei, bei der ungefähr 50 Schuß gefallen ſind. Aber die
Wilddiebe bekam man damals nicht.

Erſt vor kurzer Zeit war man auf ihre Spur gekommen.
Sie ſtanden in der Perſon des Dachdeckers Otto Hoher und des
Schiffers Wilhelm Lengerich aus Wettin vor der hieſigen Straf
kammer.

Die Angeklagten gaben die Tat zu, beſtritten aber. die Ab-
ſicht gehabt zu haben, die Verfolger zu erſchießen, es ſeien ledig
lich Schreckſchüſſe geweſen. Da die Angeklagten nur im Beſitz
einer Mauſerpiſtole waren, hatten ſie ſich von einem Bekannten

Für dieſe Gefälligkeit hatte ſich nun
dieſer und ſein Vater wegen Begünſtigung zu verantworten.

Das Gericht nabm nicht die Abſicht einer Tötung an und
verurteilte die Angeklagten wegen gemeinſchaftlichen Jagdver-
gehens, Waffenbeſitzes und Nötigung. Hohyer erhielt eine Ge
fängnisſtrafe von 1 Jahr 6 Monaten, Lengerich eine ſolche
von 8 Monaten. Die beiden der Begünſtigung Angeklagten
wurden zu einer Geldſtrafe von 90 bzw. 49 Goldmark verurteilt.

Curnen, Spiel und Sport
Skiſpringen in Klingenthal. Vor etwa 4000 Zuſchauern

kamen die diesjährigen Schauſpringen des S. V. Klingenthal
zum Austrag. Die Beteiligung war rege. Beſonderes Intereſſe
erweckte die Teilnahme der drei norwegiſchen Springer Thorreſſen,
Blytt und Gravo. Den weiteſten geſtandenen Sprung erzielte
mit 38 Metern der Junior Glaß I (Aſchberg), aber auch die Nor
weger zeichneten ſich durch prachtvolle Sprünge von 35 und
36 Metern aus. Jm Geſamtergebnis konnte Dieck-Keipert in der
Seniorenklaſſe mit Note 18 708 einen knappen Sieg vor Thor-
reſſen (Norwegen) mit Note 18 604, Gran (Norwegen) mit Note
17 958 und W. Glaß (Klingenthal) mit Note 17812 davontragen.
Jn der Klaſſe der Junioren ſiegte Thannheimer (Oberſtdorf) mit
Note 19 500 vor Blytt (Norwegen) mit Note 17 988.

Kein Länderſpiel Deutſchland--Tſchechoflowakei. Nach
einer Wiener Meldung ſollen zwiſchen dem Deutſchen Fußball
Bund und dem fſſchechoſlowakiſchen Verbande Verhandlungen
zwecks Abſchluſſes eines Länderſpiels ſchon ſo weit gediehen ſein,

als Termin der 1. Mai genannt wird. Wie Dr. Martin,
der Preſſereferent im D. F. B. mitteilt, iſt an dieſer Nachricht
kein wahres Wort. Einmal iſt es wegen Fereeieeevollkommen ausgeſchloſſen, am 1. Mai eine vollwertige Mann
chaft gegen Tſckechien au'ſtellen können, dann aber iſt im
erbſt vorigen Jahres der Terminkalender vollkommen feſtgelegt

worden, zu dem lediglich noch das Spiel gegen Ungarn im Sep
tember in Budapeſt kommt. Von einem Länderſpiel gegen
Tſchechien iſt beim D. B. nichts bekannt.

Volkswivrlſchaſt.
Handels bilanzen, wie ſie nicht ſein ſollen

Einer Feſtſtellung der wirklichen deutſchen Han
delsbilanz ſtanden bislang einmal durch die während des
Krieges rer unterbliebene Veröffentlichung, zum
anderen durch die Unſicherheit die in Papiermark gegebenen
Zahlen faſt unüberwindliche Hinderniſſe ent e Bei der Bedeutung des Warenverkehrs, auf den ſich r internationale
Deviſenverkehr ſeinerſeits wieder aufbaut, iſt die Ermittlung
der Wertziffern der Handelsbilanz von vier Bedeutung.
Jn der Vorkriegszeit bereitete die Feſtſtellung kaum nennens-
werte Schwierigkeiten. Es betrugen in Millionen Mark:

1909 1910 1911 1913 1913Einfuhr 8527 8984 9706 10692 11770
Ausfuhr 6594 7475 8106 8957 10097
Einfuhr-

Ueberſchuß 1933 1459 1600 1735 673
Für die Kriegszeit ſind dann zweifellos auf amtlichem Ma

terial beruhende Schätzungen bekannt geworden, ſo in einem
Aufſatz des Vizepraſibventen der Deutſchen Reichsbant Dr. v.
Glaſenapp „Die deutſche Zahlungsbilanz“ in der 1. Wie-
derauſbaununmer des Mancheſter Guardian“. Sie beziffern
die Einfuhrüberſchüſſe für 1915 auf 4000, für 1916 auf
4600 Millionen, 1917 auf 3700 Millionen, 1918 auf 2900 Mil-
lionen Papiermark. Jnsgeſamt wird für die Zeit vom
1. Auguſt 1914 bis 31. Dezember 1918 eine Goldmarkbilanz auf
gemacht, die einer Einfuhr von 22,8 Milliarden Golomark eine
Ausfuyr von 11,7 gegenüberſtellt und einen Einfuhrüber-
ſchuß von 11,1 Milliarden Goldmark feſtſtellt.
Dieſe Zahlen kehren auch in der Dentkſchrift für die Konferenz
von Spaa wieder. Mit dem Jahre 1919 tritt dann nach Auf
hebung der Blockade eine ſtarke Wareneinfuhr in das von Vor
räten und Rohſtoffen nahezu entblößte Land ein. Die Bilanzen
von 1919 bis 1921 zeigen nach Glaſenapps Zahlen nachſtehendes
Bild in Millionen Goldmark:

1919 1920 1921
6600Einfuhr 7000 4500Ausfuhr 1760 5100 3404EinfuhrUeberſchuß 4840 1900 1100

Hierbei iſt natürlch die große Gebietsverkleinerung des
Reiches in Betracht zu ziehen. Ende 1921, Anfang 1922 traten
dann die überraſchenden Ausfuhrüberſchüſſe in den monatlichen
Mitteilungen des Statiſtiſchen Amtes ein, die in der
Folgezeit zu der ſtarken Kritik des ſtatiſtiſchen Verfahrens im
Jnlande und zum Vorwurf der Fälſchung aus dem engliſchen
und franzöſiſchen Auslande führten. Seit September 1922 hat
dann das ſtatiſtiſche Reichsamt angeſichts der Fehlergevniſſe
eine Goldmartrechnung aufgemacht, deren Methode noch ſtärker
angefochten wird als die bisherige. Wie ſtark die Differenzen

ehen, zeigt nachſtehende Zuſammenſtellung mit den nach der
ethode der „Frankf. Ztg.“ feſtgeſtellten Büanz

in Millionen Goldmark
1918 1014/18 1919 1620 1921 10922 1923

h Jan. Nov.Einf.-Ueberſchuß 675 11500 4850 709090 1100

„N. Zür. Ztg.“ 716 513 197Statiſt. Reichs

amt bisher 1007 2420 2230 73Auf Vorkriegs-
preiſe zurück
geführt 1007 223 1250 122 4424

Ausfuhr
Ueberſchuß

Gegenüber dieſen Widerſprüchen und der ungleichen
und untontrollierbaren Bewertung der Störungsefaktoren müſſen
die wiſſenſchaftliche Genauigkeit und vor allem alle Vergleichs-
möglichkeiten der Zahlen des Statiſtiſchen Amtes immer wieder
zu dem Urteil verfallen, das die Sachverſtändigen Brand, Caſſel,
Jenks und Keynes im November 1922 in ihrem Gutachten
fällten: „Zurzeit fehlt jede Unterlage für eine ſachgemäße Be
urteilung der Statiſtik des deutſchen Außanhandels und ver
deutſchen Zahlungsbilanz. Wir haben viele von einander ab-
weichen. de Zahlen vorgelegt bekommen und zweifeln daran, daß
irgendeine davon beſonderes Vertrauen verdient.“ Es muß
gerodezu“ kataſtrophal wirken, wenn den jetzt wiederum bet der
Arbeit befindlichen Sachverſtändigen derarti gering-
wertiges und kein Vertrauen erlangendes terial vorge-
legt werden ſollte.

Vereinigte Königs und Laurahütte A.-G. Wie dem „Deut-
ſchen Handelsdienſt“ mitgeteilt wird, ſind der Geſellſchaft in
letzter Zeit diverſe umfangreiche Neuaufträge zugefloſſen. Jeden-
falls haben die vielen Abteilungen des Werkes zum Teil ſehr
gute Auftragsbeſtände vorliegen. Die Tätigkeit der Grubenver-
waltungen iſt darauf gerichtet, die Förderung weiter in die Höhe
zu bringen, was ſeit einiger Zeit auch gelungen iſt.

Maſchinenfabrik A.G. vorm. Wagner u. Co. in Cöthen. Die
Geſellſchaft zieht die am 15. Juni 1928 ausgeſprochene Kündi-
gung der noch im Umlauf befindlichen Teilſchuldver
ſchreibungen der Anleihe vom Jahre 1910 mit Rückſicht auf
die dritte Steuernotverordnung zurück. Die Teilſchuldverſchrei-
bungen werden gemäß Geſetz aufgewertet und die Auslöſung
derſelben geſchieht in der bisherigen vereinbarten Weiſe,

Zuſammenſchluß Chemnitzer Maſchinenfabriken. Die Werk-
zeugmaſchinenfabrik „Un i on“ (vorm. Diehl) in Chemnitz hat
einen größeren Poſten Aktien der MaſchinenbauA.-G. Art hur
Trägner Co. in Chemnitz erworben. Beide Geſellſchaften
ſind eine Jntereſſengemeinſchaft eingegangen zu gegenſeitiger
Verſtändigung in Organiſation und Fabrikation. Die Arthur
Trägner- Geſellſchaft hat erſt kürzlich die Chemnitzer Firma Rud.
Nierth und Rud. Schluttig aufgekauft und iſt dadurch für den
Bezug von Teilapparaten für den Werkzeugmaſchinenbau un
abhängig geworden. Der Auftragseingang bei den Unterneh-
rn iſt nach Mitteilung der Verwaltungen durchaus befrie-
igend.Handelsregiſter Halle. Neueintragungen: Anna

Heyroth, Halle. O. H. G. Schacht u. Buchholz, Halle. Willy
Tradler, Halle. x Konſum G. m. b. H., Bahnhof Teutſchental,
Gemeinde Wansleben (Stammkapital 600 000 M. Doppel-
gas-Eeneratoren G. m. b. H. (Stammkapital 5000 G.-M.)
L'iſchung: o. H. G. Gebrüder Büchner, Ammendorf.
Aen derungen: Deutſche Bank Filiale Halle (Vorſtand).
Techniſche Chemikalien Kompagnie G. m. b. H., Halle (Betriebs
zweige, Kapitalerhöhung, 4. April 19238 um 39 Mill. M.
7 Juli 1923 um 10 Mill., jetzt Geſamtkapital 50 Mill. M.
Satzungen) G. A. Göbel, Steinhagen (Jnhaber), W. u. K.
Herfurth, Halle (Geſellſchaftsverhältnis) Jnternationale
Transportgeſellſchaft Konrad u. Co., Halle (Prokura).
H. G. Hunold, Halle (Prokura). Kolonialwaren-Jmport A.-G.,
Halle (Vorſtand). Karl Kilian, Halle (Jnhaber).

Produkte.

Leipzig, 23. Februar. Weizen, hieſ. u. preuß. 160--68,
Roggen hieſ. u. preuß. 146-—-153, Gerſte, hieſ., Brau, Saale 180
bis 190, Raps 240—-60, Hafer 130--40, Mais 210--25; ruhig.
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Wie ſoll ich dich nennen, du hohes, erquickendes Leben der
Burſchenjahre? Wie ſoll ich euch beſchreiben, ihr goldenen
Stunden, ihr Feierklänge der Bruderliebe? Welche Töne ſoll
ich euch geben, um mich verſtändlich zu machen, welche Farben
dir, du nie begriffenes Chaos? Jch ſoll dich beſchreiben? Nie!
Deinen inneren, lieblichen Schmelz kennt nur der Bergmann,
der ſingend hinabfuhr mit ſeinen Brüdern in den tiefen Schacht.
Gold bringt er herauf, reines, lauteres Gold. Aber dies iſt nicht
ſeine ganze Ausbeute. Es leben Geiſter in der Tiefe, die ſonſt
kein Ohr erfaßt, kein Auge ſchaut. Muſik ertönt in jenen
Hullen, die jedem nüchternen Ohr leer und bedeutungslos ertönt.
Doch dem, der mitgefühlt und mitgeſungen, gibt ſie eine eigene
Weihe, wenn er auch über das Loch in ſeiner Mütze lächelt, das
er als Symbolium zurückgebracht. Wilhelm Hauff.

a ä
Akademiker und höhere Schule

Der ſchulpolitiſche Ausſchuß des Bundes Deutſcher Akademiker
zu Hamburg, in dem Angehörige ſämtlicher akademiſchen Berufe
und ein Mitglied der Hamburger Univerſität vertreten waren,
beſchäftigte ſich eingehend mit Fragen der höheren Schule im An
chluß an eine im Sommer 1923 erſchienene Denkſchrift des Ver

bandes deutſcher Hochſchulen. Die von ihm gemachten Vorſchläge
fanden die einſtimmige Annahme durch die Hauptverſammlung
am 10. Dezember. Sie ſollen dazu beitragen, ein gemeinſames
Programm der deutſchen Akademiker und der Freunde der
höheren Schule überhaupt zu ſchaffen und dieſe Kreiſe, die eine
höhere Schule durchgemacht haben, an ihre Pflicht mahnen, für
die Erhaltung einer leiſtungsfähigen höheren Schule einzutreten
und dem übermächtigen Einfluß einſeitig orientierter Kreiſe der
Volksſchullehrerſchaft entgegenzutreten. Denn es muß mit tiefem
Bedauern feſtgeſtellt werden, daß die Entwickelung unſeres
höheren Schulweſens, beſonders überall da, wo der Veoiks-
ſchullehrer an entſcheidender Stelle alleinigen Einfluß hat, letzten
Endes auf eine Gefährdung der bis 1918 anerkannten höheren
Schulformen und durch überſtürzte Einführung völlig unerprobter
Neuerungen auf eine unvermeidbare Herabdrückung der geiſtigen
Höhenlage unſeres heranwachſenden Geſchlechts hinausläuft. Dio
auch auf dieſem Gebiete zur Anwendung kommende Ausſchaltung
der Sachverſtändigen Hochſchullehrer, Akademiker aller Berufe
und aller Kreiſe, die in der Regel ihre Vorbildung auf einer

auf

Teil nur möglich geweſen durch die Gleichgültigkeit mit der ſich
die Kreiſe teils ſelbſt ausſchalten, teils in dumpfer Ergebung
die Entwickelung als unabwendbar hinnehmen. Die akademiſchen
Fachverbände hatten in der Zeit der größten wirtſchaftlichen Not
allzu viel mit wirtſheftlichen und rein materiellen Fragen zu
tun. So konnte ein tleiner Klüngel zielbewußter Männer unter
dem Schutz des idealiſtiſch verbrämten Schlagworts ſeine „Seg-
nungen“ in die Tat umſetzen nach rein utilitariſtiſchen Geſichts-
punkten unter der Loſung: wie erreiche ich ſchnell und billig eine
höhere Bildung, die mir im Leben viel einbringt.

Nicht Sache der Lehrerſchaft allein iſt die Schule, wie es
heute faſt ſcheinen kann. Nein, Sache des geſamten Volkes.
Darum rufen wir alle diejenigen auf, die gewillt ſind, dem echten

verhelfen. Das kann jeder, wenn er ſich bei jeder ſich bietenden
Gelegenheit hinter die folgenden Forderungen ſtellt. Auf poli-
tiſchem und wirtſchaftlichem Gebiet haben die Umſtürzler auf der
ganzen Linie kläglich Schiffbruck gelitten. Jeder Freund der
höheren Schule und damit der Hochſchule trage dazu bei, daß
auch auf geiſtigem Gebiet die Wahngebilde der Revolutionszeit
ſchwinden und die Zeit für wirkliche innere Reformen frei wird.

Jm einzelnen einigten wir uns auf folgende Far
derungen:

1. Einheitlichkeit unſeres höheren Bildungsweſens im ganzen
Reichsgebiet, beſonders im Jntereſſe der Grenzland- und Aus
landdeutſchen, Erhaltung der drei Grundtypen: Gymnaſium,
Realghmnaſium, Oberrealſchule; Ablehnung der Verſuche ein
jelner Länder, den neu geſchaffenen Schultypen (Aufbauſchule,
eutſche Oberſchule, deutſches Gymnaſium) ohne praktiſche Be-
vährung ſofort die volle Hochſchulreife zu verleihen. Ablehnung
er durch ihre Anerkennung notwendig werdenden weiteren Er
jänzungsprüfungen auf der Hochſchule. Einſpruch beſonders
jegen den z. T. ſchon erfolgten Abbau des humaniſtiſchen Gym-

aſiums, das nach wie vor ſeine volle Berechtigung hat. Stellung-
nahme gegen die Verwäſſerung der wiſſenſchaftlichen Grundlage
der höheren Schulen, wie ſie z. B. durch Heranziehung ſog. techniſcher Fächer beim Ausgleich mangelhafter. Leiſtungen in der

Reifeprüfung zu ſehen iſt.
2. Feſthalten an der Forderung, daß auf allen als zur Hoch

ſchulreife berechtigten Schulen mindeſtens zwei Fremdſprachen zu
leſen und zu prüfen ſind, daher Einſpruch gegen die ergangene
Verordnung, nach der von Oſtern 1924 auf der Oberrealſchule
nur noch in einer Fremdſprache eine ſchriftliche Prüfung zu
fordern iſt.

3. Forderung der neunjährigen Dauer der höheren Schule
unter allen Umſtänden und der zwölfjährigen Dauer der Geſamt-
ſchulzeit bis zur Hochſchulreife. Aenderung der im Wege ſtehen
den Beſtimmungen über die Grundſchule, die jährigen Beſuch
der Grundſchule verbindlich macht. Jn der Uebergangszeit Ein
richtung von Förderklaſſen für die Begabten der Grundſchule.

4. Forderung der Heranziehung des ſachverſtändigen Urteils
der Hochſchullehrer, der Akademikerſchaft und derjenigen Berufe,
deren Angehörige in der Regel eine höhere Schule beſuchen
Beſeitigung der einſeitigen Machtſtellung der Volksſchullehrer-
ſchaft bei der Ausgeſtaltung des höheren Schulweſens.

5. Forderung der Einſtellung des geſamten Unterrichts der
höheren Schule auf vaterländiſcher Grundlage unter BVeſeitigung
der Beſtimmung der Weimarer Verfaſſung, wonach die Erziehung
im Sinne der „Völkerverſöhnung“ zu 7 hat. Erziehung

r Hochachtung vor den Großtaten tiſcher Männer, zumcharfen Pflichthewußtſein gegen das deutſche Volk und gegen

utſchen Staat. Ablehnung jeden Verſuches der maßgebenden
Behörden, die Geſtaltung des Unterrichts. beſonders des Ge
ſchichtsunterrichto, parteipolitiſch zu beeinfluſſen.

6. Erhaltung des chriſtlichen Grundcharakterg auch der
höheren Schule. Oberſchule im Reichsſchulgusſchuß dom 27. bis 209, Apr
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Amtliches

Zur Begründung unſerer Forderungen beziehen wir uns
die ausgezeichnete Denkſchrift des Verbandes Deutſcher Hoch

ſchulen, wo es u. a. heißt (angeführt nach der Deutſchen Hoch
ſch eitung, Jahrgang 1928, Folge 29, S. 3):

„Die maßgebenden Geſichtspunkte des Verbandes ſind die
folgenden Der Begriff der Hochſchulreife hat zwar im Laufe der
Zeit eine gewiſſe ſoziale Bedeutung bekommen und damit eine
freiere Beziehung zum Leben; er kann aber ſeinen poſitiven Jn
halt angeſichts der unendlichen Menge der Bildungsmöglichkeiten
immer nur von den tatſächlichen Bedürfniſſen der Hochſchulen er
halten, und dieſe haben die Pflicht, darüber zu wachen. Sie ſind
als wichtige Stätten unſeres Geiſteslebens außerdem auch be
rufen, an der Beſtimmung allgemeiner Bildungsideale zu ihrem
Teile mitzuwirken; die Sitzungen des Verbandes ermöglichen
einen ſonſt nicht gegebenen Austauſch der Jntereſſen aller
Wiſſenſchaften und zugleich der Traditionen aller deutſchen
Länder und deshalb einen für unſer nationales Kulturleben be
deutungsvollen Ausgleich widerſtreitender Tendenzen. Der Ver-
band iſt ſich andererſeits der Grenzen ſeiner Aufgaben und Er-
fohrung durchaus bewußt; er hat es ſtets vermieden, ſich in
Fragen pädagogiſcher oder ſchultechniſcher Art einzumiſchen; nur
Zielforderungen auszuſprechen und zu begründen, iſt er ver-
pflichtet.

Als erſte dieſer Forderungen muß die Einheitlichkeit unſeres
Bildungsweſens betont werden. Es geht nicht an, daß aus noch
ſo idealen Motiven einzelne Länder, unbekümmert um die andern,
ſo tiefgreifende Umgeſtaltungen und Neubildungen im Schulweſen
vornehmen, daß ſowohl die Freiheit im Beſuch der Schulen beim
Ortswechſel, wie die Gleichartigkeit und Gleichwertigkeit der Vor
bildung für die Hochſchulen empfindlich leiden. Die Hochſchulen
halten feſt an den drei gegenwärtig auf das Studium vor-
bereitenden Anſtalten: dem humaniſtiſchen Vollgymnaſium, dem
Realgymnaſium und der Oberrealſchule je in ihrem Bereich. Es
iſt das um ſo dringender zu betonen, als das Auslandsdeutſch-
tum gerade durch die höhere Kulturgemeinſchaft mit uns am
ſtärkſten verbunden wird.

So ergibt ſich die zweite Forderung auf Erhaltung einer ge-
nügenden Zahl humaniſtiſcher Vollgymnaſien in allen Terlen
des Reiches. Die übereinſtimmende Meinung aller Hochſchulen
ſieht noch heute in dem alten Gymnaſium wegen ſeiner Ge-
ſchloſſenheit, ſeiner idealen Richtung und ſeiner harten Erziehung
zu ſtrenger wiſſenſchaftlicher Arbeit die im Zweifelsfall beſte
Form der Vorbildung ſowohl auf das Studium wie allgemein auf
die ſogenannten höheren Berufe, auch die praktiſchen. Es iſt be
zeichnend, daß etwa in dem Abkommen mit Oeſterreich von den

höheren Schule erhalten iſt bedauerlicherweiſe zum großen jEhymnaſialabiturienten auch an den techniſchen Hochſchulen ledig
lich eine Nachprüfung in den zeichneriſchen Leiſtungen verlangt
wird (wozu unſchwer privatim vorbereitet werden kann), während
die meiſten anderen Schulen nach allen unſeren Ordnungen für
die meiſten Fächer erheblichere Nachleiſtungen notwendig machen.“

Der Verband warnt ferner vor der Belaſtung der Uniyer-
ſitätsjahre mit Ergänzungen und Ergänzungsprüfungen, die „in

jedem Sinne unökonomiſch“ ſeien. Nicht nur, daß die akademiſchen
Jahre überhaupt viel teurer zu ſein pflegen als die Gymnatial-
jahre; die ſchwerſten Bedenken liegen in der Lähmung der
Arbeitsluſt und Arbeitsfähigkeit gerade in den empfänglichen
erſten Semeſtern. So iſt die dritte Forderung der Hochſchulen
gegenüber der Oeffentlichkeit, wie insbeſondere gegenüber den
Schulverwaltungen, daß man ſich über den Ernſt der Verant-

ä nortung für eine unzulängliche Vorbildung keiner Täuſchungdeutſchen Jdealismus unſerer Väter wieder zum Durchbruch zu s r g ſbingebe. Das Streben nach Erleichterung des Zugangs zu den
Hochſchulen hat gewiß auch beachtenswerte Gründe; ein unge
wöhnlich, aber einſeitig begabter Menſch oder ein ſolcher, deſſen
geiſtige Kräfte aus inneren oder äußeren Gründen erſt ſpät ent
faltet ſind, bedarf beſonderer Rückſicht. Solche Fälle aber werden
immer Ausnahme ſein und ſie bedürfen durchaus keiner grund-
ſätzlichen Regelungen. Grundſätzliche Regelungen aber, die etwa
dazu führen, Fachſchulen (entgegen ihrer Beſtimmung) zu Durch-
gangsſchulen für ein akademiſches Studium zu machen, werden
ſich an den Schulen ſelbſt ebenſo rächen, wie an ihren ungenügend
gerüſteten Abſolventen.

Daraus ergibt ſich von ſelbſt die vierte Forderung, daß die
Unterrichtsverwaltungen nicht neue oder umgeſtaltete oder ver-
kürzte Schulformen als zur Hochſchulreife führend bezeichnen,
denen innerlich dieſe Eigenſchaft von den zunächſt Berufenen nicht
zugeſprochen werden kann. Denn eben dieſe eröffnen einen
normalen Weg der Vorbildung, deren Mängel ſich cuf den Hoch
ſchulen an den Betroffenen ſelbſt und im Leben an ihren Mit
menſchen notwendig rächen müſſen. Hier ſteht außerdem die
Bildungshöhe der Nation als Ganzes auf dem Spieir.

Unſere Forderung bezieht ſich, wie angedeutet, nicht nur auf
neue Schulformen, denen ein Erhebliches an ſproachlicher oder
exakt naturwiſſenſchaftlicher Bildung fehlt, ſondern auch auf Die-
jenigen Formen des Schulaufbaues, die für die entſcheidenden
Fächer ebenſo die langjährige, wie die intenſive Schulung ent-
behren. Es wäre unbillig, zu verkennen, welche berechtigten Er
wägungen zu dieſen Reform- und Aufbautypen geführt haben.
Der Wunſch, die Entſcheidung über Veruf und Studium möglichſt
hinausſchieben zu können. iſt alt. Neu iſt das Verlangen, im
Sinne einer Einheiteſchule ganz allgemein die Kinder mög'ichſt
lange in einheitlichen Schulſtufen zuſammenzußkalten. So ideal
dieſer Gedanke anmutet, ſo ſehr ſcheint uns ſeine ſoziale Trag
weite überſchätzt und ſeine Gefahr für den ſtraffen Aufbau einer
wiſſenſchaftlichen Berufsbildung unterſchätzt zu werden. Nicht
durch die Formen, ſondern durch den Geiſt der Bildung wird die
innere Einheit des Volkes verbürgt.

Die Denkſchrift betont weiter, daß für die Hochſchulkreiſe
mindeſtens zwei Fremdſprachen, am beſten eine alte und eine
neue, unerläßlich ſind. Nachdem dann noch über die Douer
unſerer höheren Schulen und über die Mädchenbildung gehandelt
iſt, ſchließt die Denkſchrift mit einem Appell an Länder und
Reich: „Der Verband unterläßt es, auf die tiefe Beunruhigung
des Schulweſens in einigen Ländern des Reiches ausdrücklich hin

uweiſen. Die Dinge liegen aber im Sinne der oben vertretenendeutſchen Bildungseinheit ſebr ernſt. Es wird Sache der Hoch-
chulen und der Regierung ſein ob ſie das Reifezeugnis von
Schulen erheblich geminderter Anforderungen noch als Ausweis
für das Hochſchulſtudium anſehen können. insbeſondere auch an
Gymnafien, in denen das Lateiniſcha und Sriechiſche auf an
nähernd die Hälfte der Stundenzahl beſchränkt iſt, die ihnen in
Preußen und Bayern zur Verfügung ſteht. noch als ſolche be
trachtet werden dürfen. Die Meinungsverſchiedenheiten i
den Ländern, wie ſie aus Anlaß des Problems der d n
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hervorgetreten ſind, dürfen nicht noch vertieft werden.
kleinen Länder, aber auch die für die Einheit letzten Endes d
antwortlichen Reichsminiſterien tragen gegenüber der deutſchen

Kultur z. Z. eine ſchwere Verantwortung.

Die völkiſche Jdee und die Auslandedentſchen
Mit der Wiedereinrichtung des Auslandsamtes der Halle

ſchen Studentenſchaft erfuhr auch der Gedante en
engeren Verbindung und Zuſammenarbeit mit den Grem
und Auslandsdeutſchen eine Neubelebung. Jhm ſchloß ſich n
Kammer der Halleſchen Studentenſchaft an durch den v.
ſchluß, alle gemeinſamen Veranſtaltungen zwiſchen Halleſche
Studentenſchaſt und den Auslandsdeutſchen zu unterſtüten

Das Auslandsamt ſchloß mit Grenz und auslandsdeutſchen
Verbänden (ſo dem „Deutſchen Oſtbund“ und der „Vereinigun
Auslandsdeutſcher Studierender“) Abkommen, in denen die Le
anſtaltung von Vortragsabenden und Vermittlung von Vorträgen
von beiden Seiten vereinbart wurde, um ſo die gegenſeitge
Kenntnis und Berührung zu fördern.

Jn dieſem Sinne hatte ſich Herr eand. jur. et rer. pol.
L. Kootz, früher 1. Vorſitzer der Halleſchen Studentenſchaft,
der Vereinigung Auslandsdeutſcher Studierender“ zur Ver-
fügung geſtellt und ſprach an einem ihrer Vortragsabende ü er
das Thema: „Die völkiſche Jdee und die Auslandsdeutſchen.
Herr Kootz griff in ſeinem Vortrag auf die Anfänge der völſi-
ſchen Bewegung zurück, die aus der deutſchen Freiheitsbewegung
um 1813 hervorgegangen ſei, und führte aus, wie das Wer
Fichtes, die ſittliche, geiſtige und politiſche Befreiung des deutſchen
Geiſtes und Vaterlandes, von opferfreudigen, vaterlandslieden-
den Männern und Jünglingen ergriffen und forkgetragen wurde
bis in unſere Tage.Die völkiſche Vewegung hatte die Berechtigung, zur Volks

bewegung zu werden, anzuwachſen, führte aber, in das Schemg
einer Partei gepreßt und infolge der weitgehenden Zerſplitte-
rung ihrer Kräfte, zur Tragödie vom 9. November.
Trotzdem müſſen wir weiter arbeiten im Gedenken Fichtes
insbeſondere die Auslandsdeutſchen, die die auf Vorpoſten
arbeitenden Pioniere der deutſchen Sendung ſind.

Der Heimat- und Vaterlandsgedanken muß unter all den
wirtſchaftlichen und geiſtigen Nöten der Zeit die Oberhand be
halten, ob wir im Jnland oder jenſeits der Grenzen wohnen, Er
gibt allein die Kraft, als deutſcher Eichbaum feſt und treu auch
in fernen Landen zu ſtehen.

Gedenken wir in dieſem Geiſte auch der ſpäteren Genera-
tionen, daß unſere Kinder nicht abſeits ſtehen und uns fluchen,
wenn vaterländiſche Weiſen um ſie erklingen. Reichen wir uns
in dieſem Gedanken die Hand, daß wir im Jnland mit Stolz
ſagen können: Draußen in der Diaſpora wohnen unſere aus
londsdeutſchen Brüder, ſie ſollen nicht vergeſſen ſein, ſondern
ein gemeinſames Band ſchlingt ſich um ſie und uns: der ſtarke
Gedanke und ſieghafte Wille zum einigen, treuen, deutſchen
Vaterland!“ Die Ausführungen des Herrn Kootz wurden mil
lebhaftem Beifall aufgenommen, und in der Ausſprache kam der
Wunſch aller Beteiligten zum Ausdruck, daß durch eine weitere
Reihe von Vorträgen und gemeinſamen Zuſammenkünften das
Verhältnis zwiſchen reichs- und auslandsdeutſchen Studenten
noch herzlicher und inniger werden möge mit dem Ziel treuen,
opferungsbereiten Zuſammenſtehens für Volk und Vaterland

F. Engelmann, eand. med.

Nenerwerbungen der Un'verſitäts-
Bibliothek Halle

Wochenausſtellung vom 25. Februar bis 1. März.
Leipoldt, Joh.: Sterbende und auferſtehende Götter. 1923.

Sickenberger, O.: Extremer Antiproteſtantismus. 1904. Weiß
E.: Griechiſches Privatrecht. 1923. Compenſations for
accidents. 1914. Seiler, F.: Die Entwicklung der Kultur im
Spiegel des Lehnworts. 1914 Neidharts Lieder, herausg. v.
Haupt. 1923. Houben, H. H.: Verbotene Literatur. 1924.
Die Geſänge aus Raimunds Märchen und Dramen, herausg. b.
Oerel. 1924. Burnett, E. C. Letters of Members of the Con
tinental Congreß. 1923. Flier, M. J. v. d.: War Finances in
the Netherlands up to 1918. 1923. Angeli, U. Guerra vinka,
pace perduta. 1921. Zwiſchen Kaukaſus und Singi, B. 4
1924. Payer, F.: Von Bethmann Hollweg bis Ebert. 1928.
Goldſchmidt, A.: Gotiſche Madonnen. 1923. Die Grundelement
der mathematiſchen Wiſſenſchaften. herausg. v. Courant. Bd. 3ff
1922 ff. Steckel, W.: Jmpulshandlungen. 1923. Derſ.: r
Fetiſchismus. 1923. Derſ.: Die Jmpotenz des Mannes

Eder, J. M.: Handbuch der Photographie. 10922.

Der diesjährige Frühjahrswaldlauf der Halleſchen Studen
tenſchaft findet heute Sonntag, den 24. Februar, vorm. 10 h
ſtatt, zu dem an der Obſtweinſchenke geſtartet wird. Der Kampf
dürfte recht ſpannend werden, da dem mehrmaligen Hochſchu
meiſter Günther in den bekannten Läufern Storz, arme
u. a. ſtarke Konkurrenz erwachſen iſt. Bei ſchönem Wetter
der Beſuch dieſer Veranſtaltung für jeden Zuſchauer en

lohnender Spaziergang. Kur deJakob Boßhart Jakob Boßhart, der Altmeiſter
Schweizer Erzählungskunſt, iſt am 18. Februar in Clavade v
Davos geſtorben. 1862 geboren, aufgewachſen auf
Lande in der Nähe Zürichs, entfernt von der Welt an n
der Schneeberge, inmitten von Ackerbreiten und Buhenwäbe
hat er ſpäter mit großer Energie viele Hinderniſſe zu wem
winden gewußt, bis der durch große Reiſen und viel Erfan n
Gereifte von ſeiner Vaterſtadt Zürich berufen wurde, das un
weſen zu reformieren. Erſt ſpäter gewann er Zeit zu gen
dichteriſchen Arbeiten. Es entſtanden eine Reihe von n henen
bänden, die ihn zum Meiſter der Erzählungskunſt werden ließ
bis 1921 der Sechzigjährige ſeinen bedeut'amen Roman W
Gegenwart ſchkrieb, den „Rufer in der Wüſte“. Als letzte
erſchien u Novellenband „Neben der Heerſtraße von 7
ſamen Menſchen, die neue Wege ſuchen, auf denen nd
wärts finden. Epßhart war eine echt ſchweigeriſche Lerſon
keit. Aus körperlicher Eedreck lichkeit hatte er ſich in di
Brrr um im engen Verbundenſein mit der eeiſen zu gleichen, die die ne und das Weſen ihrer 3 teß
faſſen, denen zur Dichtung wird, was das Leben erleben
umwoben don Liede und Güte des alles verſtehenden en
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